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Rülke und Karrais: Digitalisierungsrückstand ist auch ein Hemmnis für die
wirtschaftliche Entwicklung

Digitalisierung kann wichtigen Beitrag zum Bürokratieabbau leisten.

In der Aktuellen Landtagsdebatte „Stempel, Faxgerät und Personal Computer – Sieht so eine moderne
Verwaltung als Rückgrat des smarten Ländles aus?“, die von der FDP/DVP Fraktion beantragt wurde,
kritisierten der Fraktionsvorsitzende, Dr. Hans-Ulrich Rülke, und der Sprecher für Digitalisierung der
FDP/DVP Fraktion, Daniel Karrais, den Digitalisierungsgrad der Verwaltungen in Baden-Württemberg.

 

„Der Ist-Zustand des baden-württembergischen E-Governments ist eines wirtschaftsstarken
Flächenlandes nicht würdig“, stellte Rülke zu Beginn der Debatte fest. So hätte Baden-Württemberg
„sehr viel Luft nach oben“ in seiner diesbezüglichen Entwicklung, belege das Land doch bei E-
Government Angeboten den viertletzten Platz im Bundesländervergleich. „Das heißt im Alltag, dass im
Schnitt pro Kommune nur sechs von fünfzig untersuchten Verwaltungsdienstleistungen online angeboten
werden“, so Rülke: „Der Gang aufs Amt mit Warte- und Büroöffnungszeiten gehört leider noch viel zu oft
dazu“. Als Beispiel nannte er die Gewerbeanmeldungen, die nur von sieben Prozent der Kommunen
online angeboten würden. Das sei der niedrigste Wert eines Flächenlandes in Deutschland. „Für die
Gründungswilligen in unserem Land ist die Wartenummer in den Amtsfluren somit gewissermaßen die
Visitenkarte eines modernen Wirtschaftsstandorts“, kritisierte Rülke. Die Liste könne nach seinen
Aussagen so noch länger weitergeführt werden. „Das ist und kann doch wirklich nicht unser Anspruch
sein. Dieser Rückstand ist nicht nur peinlich, sondern auch ein Hemmnis für die wirtschaftliche
Entwicklung in Baden-Württemberg und damit auch ein Risiko für unseren Wohlstand“, so Rülke an die
Adresse der Landesregierung. Ein Blick über den Tellerrand hinaus in europäische Nachbarstaaten zeige
beispielsweise in Österreich, was alles möglich sei. Dies müsse auch für Baden-Württemberg gelten,
forderte Rülke Einem Innenminister, der stets betont auch Digitalisierungsminister zu sein, müsste dies
Ansporn und politisches Herzensanliegen sein. „Es wird jedoch an dieser Stelle besonders deutlich, dass
Digitalisierung im ministeriellen Nebenberuf nicht zu machen ist“, so Rülke. Die gesamte
Landesregierung zeige, dass sie in den Bereichen Bürokratieabbau durch E-Government Angebote weder
mutig noch zügig sei, und dadurch werde deutlich, dass Digitalisierung so nicht gelingen könne. „Wir
benötigen ein deutlich engagierteres Verhalten und Vorangehen der Landesregierung, um nicht



 Mediendienst
 

Stuttgart, 4. März 2020

FDP-Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg
Haus des Landtags, Konrad-Adenauer-Str. 3, 70173 Stuttgart
Dr. Jan-Havlik, Pressesprecher, Tel: 0711 2063 9013, Fax 0711 2063 610
jan.havlik@fdp.landtag-bw.de; www.fdp-dvp.de

abgehängt zu werden. Wir brauchen daher ein eigenständiges Digitalisierungsministerium, welches sich
auch den längst überfälligen Bürokratieabbau in die DNA schreibt“, so Rülkes Kernforderung.

 

Der Sprecher für Digitalisierung der FDP/DVP Fraktion, Daniel Karrais führt, aus, dass rund 84 Millionen
Stunden pro Jahr an Warte- und Bearbeitungszeit in Deutschland durch eine konsequente
Verwaltungsdigitalisierung eingespart werden könnten. Bürokratieabbau sei also zwingend notwendig,
Digitalisierung und E-Government-Angebote nach seinen Worten „ein wichtiger Baustein“ für moderne
Effizienz. „Eine der essentiellen Voraussetzungen, dass die Verwaltungsdigitalisierung gelingen kann, ist
und bleibt ein Bewusstseinswandel auf allen Ebenen“, so Karrais, „die unaufhaltsamen und langfristigen
Veränderungen der Digitalisierung sollen als Chance und Arbeitserleichterung wahrgenommen werden“.
So fordert er, dass die Behördenleitungen klare Meilensteine vorgeben, Ängste nehmen und ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf dem Weg zur einfacheren, alltäglichen und projektorientierten
Zusammenarbeit mitnehmen sollten. „Es wird ohne einen gewissen wohlwollenden Druck in den
staatlichen Verwaltungen nicht gehen“, so Karrais. „Der Umgang mit digitalen Arbeitsweisen ist eben
auch immer eine Generationenfrage. Das Motto ‚Einmal Aktenordner – Immer Aktenordner‘ darf aber in
den Amtstuben Baden-Württembergs nicht dauerhaft wohnhaft werden. Wir Freie Demokraten begrüßen
ausdrücklich die interkommunale Zusammenarbeit und möchten dies entsprechend fördern. Das ‚Once-
Only-Prinzip‘ bei Verwaltungsdienstleistungen, bei dem viele Verwaltungsakte gebündelt und somit den
Bürgerinnen und Bürgern Zeit zurückgegeben werden kann, muss damit möglich sein. Warten auf den
Fluren der Amtsstuben ist ein Relikt des vergangenen Jahrhunderts und ich hoffe, dass wir unseren
Kindern später Geschichten darüber erzählen können“, so Karrais und abschließend: „Grundlage aller
Digitalisierungsbestrebungen bleibt eine flächendeckende gigabitfähige Breitbandversorgung. Leider ist
auch in der Frage nach Glasfaserversorgung der Ämter Baden-Württemberg weit von der Spitze entfernt.
“


